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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Ufteri.

Freytag/ den 25 Jan. 1801. Drittes Quartal. Den z Pluviôse IX.

Gesetzgebender Nach.

Gesetz über die Förmlichkeiten ter
B > t t - u n d Z u schr if l c n a n die ober-
sten Behörden, vom 14. Jan. iLoi.

Der gesetzgebende Rath —
Nach Anhörung seiner Polizeycommißion;

In Erwägung, daß jeder Bürger bey dem Recht
seine Wünsche, Bitten und Vorschläge, sowohl in
seinen eigenen Angelegenheiten, als über allgemeine
Gegenstände, an die höchsten Staatsbehörden gelangen
zulasse», geschüzt werden soll;

In Erwägung, daß eben sowohl Gesellschaften, Cor-

porationen, Gemeinden, und amtliche Behörden, in

Sachen ihrer besondern Angelegenheiten, Obliegenhei-
ten und Amtsoerrichtunqcn, ihre, diese Gegenstände

betreffende Bitten und Vorstellungen, bey den höchsten

Staatsbehörden sollen anbringen können;

In, Erwägung aber, daß gemeinsame (kollektive)
Bitt-und Zuschriften, welche allgemeine und politische,
oder den verschiedenen Gesellschaften und Amtsbehörden
fremde Gegenstände betreffen, gesetzwidrige Berathschla-

gungen voraussetzen, oder daß die Sammlung solcher

Unterschriften, der Ränksucht und dcmEigenituz freyen

Spielraum darbieten, wodurch die Gestnnunge» der

Gesetzgeber könnten irre geführt, und die Eintracht und

Ruhe unter den Bürgern gestört werden;

In Erwägung endlich, daß durchaus Vorschriften
nöthig stnd, nach welchen Hie Zuschriften und Bitt-
schritten eingerichtet seyn müssen, damit ihre Aechlheit
und Gesetzmäßigkeit erkannt werden möge —

verordnet:
». Jener Bürger kann, einzeln für sich, seine eigenen

Anliegen, so wie seine Wünsche, Meynungen und

Vorschläge über allgemeine und öffentliche Angele»

genheiten, der gesezgebendcn und vollziehenden Be»
Horde vortragen.

2. Hingegen stnd als unzuläßig erklärt, alle von meh-

rern, oder im Name» von mchrern Bürgern ein»

gereichte Begehren und Zuschriften; es sey denn,
daß ste von Behörden, in Sachen ihres Amtes,
oder von Gesellschaften oder Gemeinheiten oder meh.

rer» einzelnen Bürgern, in Sachen einer ihnen ge.
nicinschaftlich eignen Angelegenheit (Privatinteresse),
eingereicht werden.

Diese Vorträge sollen nicht anders, als schriftlich,
und zwar auf Stcmpelpapier, eingegeben werden.

4. Die Vorträge einzelner Bürger, müssen von dem

Bittsteller, und wenn ste dieser nicht selbst anfge«

sczt hat, auch von den, angestellten Abfaffer unter,
schrieben seyn.

5. Alle Bitt - und Zuschriften von Behörden, von

eingerichteten und anerkannten Korporationen und

Gesellschaften, sollen von dem Prästdcnlen und

Schreiber derselben unterzftchnet seyn. Die Bitt«
schritten von ganzen Gemeinden sollen von allen

Mitgliedern der Munizipalität unterschrieben seyn,

und in denselben der Tag der Gcmcindsversamm«

>»ug, in welcher ste beschloss!,.worden, gemeldet

werden.
6. Tue Bittschriften von mcbrern einzelnen Bürgern

oder ganzen Gesellschaften von Bürger», welche ge»

mcinschaftliche eigene Angelegenheiten habe», müs.

sen wenigstens von zwey Theilhabern und dem

Absasser der Schrift unterschrieben seyn.

7. Die Schriften sollen keine Durchstrcichungen, Ein»

schalrunge» und Bcysätze enthalten; es sey denn, daß

sie besonders bemerkt und von einem der Unterzeich»

nctcn unterschrieben seyen. Auskratzungen (Naturen)

sollen durchaus keine darinnen seyn.
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L. Die Bitt « und Zuschriften von einzelnen oder weh-

rern Bürgern, und diejenigen der Gesellschaften

und Corporation?» sollen dem Negierungs - ober

Distrikwstatlhalte-r vorgewiesen, und von dein einen

oder andern zu Bezeugung der Aechlheit der Un-

Urschriften unterschrieben und besiegelt werden;
ausgenommen in dem Falle, wenn sie eine Klage
über einen der in diesem Artikel genannten Beam,
ten enthielten.

5, Die Beamten dürfen, so bald sie von der Aecht,

heit dieser Unterschriften überzeugt werden, diese

Beglaubigungsscheine (Visa) nicht versagen,

is. Den Bittstellern steht frey, ihre nach diesem Gesetze

-eingerichteten Bitt, oder Znschristen, entweder

durch den Regicrungs. oder Distriktsstalthatler, oder

auf andere Weise, an ihre Behörde zu befördern.

Die Statthalter sind gehalten, eine ihnen übergebene

Bittschrift längstens in acht Tagen Zeit, an die

'Behörde zu befördern, und dem Bittsteller auf sein

Begehren, die Bescheinigung des Tages der Ueber-

gäbe zukommen zu lassen,

m. Diejenigen, welche dem zweyten Artikel dieses Ge>

setzes zuwider, Bitt - oder Zuschriften abfassen, Un-

terschriflen sammeln, ode? Schritte und Vorschläge
machen wi'n-v?» tallsn dur^b Urtheil der kor-

rationellen Polizey entweder mit einer Gefängniß-
"strafe von wenigstens zwey und höchstens 8 Tagen,
»der mit einer Geldbuße von wenigstens 25 und
höchstens ivo Fr., belegt werden. Im Wiederho-
lungsfall werden die Widerhandelndcn mit der dop-
peltcn Strafe belegt.

»s» Wenn bey diesen gcsczwidrigen Handlungen solche

Umstände eintreten sollten, auf welche in den be.

reitS bestehenden Gesetzen eine höhere Strafe gelegt

ist, so wird der Richter den Fchlbaren die Strafe
nach diesen Gesetzen auflegen.

5-z. Diejenigen Bürger, welche sich anmassen würden,
Bittschriften im Namen ganzer Gemeinde»', ohne

Austrag, und zuwider dem vorstehenden etcn Arr.
zu unterzeichnen und einzugeben, so wie überhaupt
alle die, welche bey Unterzeichnung undEingebung
von Bittschriften, sich falscher Namen bedienen

würden, sollen als Verfälscher angesehen und bestraft
werden.

,4; Wenn eine Bitt oder Zuschrift nicht nach der in
den, Artikeln 4. 5. 6. 7. und 8. verordneten
Vorschrift abgefaßt ist, so soll dieselbe nicht in Er-
wägung gezogen werden..

15. Die Beamten, welche dem pten und ivten Art.
dieses Gesetzes zuwider, Bitt, oder Zuschriften ihr
Zeugniß abschlagen, gehörig bezeugte Bittschriften
unterschlagen, oder mehr als acht Tage zurückhalten

würden; sollen je nach den Umständen, mit einem

Verweise, Einstellung oder Entsetzung von ihren

Stellen bestraft werden, und mögen auch von den

beeinträchtigten Bittstellern, zum Schadenersatz

angehalten werben.
16. Gegenwärtiges Gesetz soll gedrukt, öffentlich bekannt

gemacht, und an gewohnten Orten angeschlagen

werden.

Gesetzgebender Rath, 29. Dec.
Fortsetzung.

(Beschluß des Berichts der llnterrichtscommißion, be.

treffend die Vereinigung der Höfe Büchlisacker und

Unlerhöll mit der Pfarrgememde Waltcnschwyl.)

Es ergiebt sich aus denselben: daß die Gemeinde

Boßivyl erklärt, die beyden Höfe, von der Urkirche

ungehindert und auf die gleiche Weise entlassen zu wol-

len, wie die Gesetzgebung die Entlassung der Gemeinde

Waltcnschwyl durch ihr Dekret- vom 15. Okt. d. I.
bestimmt bat. 2) Daß die Gemeinde Waltenschwyl
erklärt, sie wolle die besagten Höfe zu sich aufnehmen,
wann sie sich verpflichten, den ?ten Theil der Koste»

auszuhalten, sowohl des Pfarrherrn als der Kirche,
die BeHolzung des Pfarrherrn allein ausgenommen:
daß aber die Zinse von dem Kirchengut zum voraus

an die Kirche verwandt werden sollen, z) Daß end.

lich die Bewohner von Büchlisacker und Unlerhöll, über

beyde oberwähnte Erklärungen ihre Zufriedenheit be.

zeugen, und ihre Einverleibung mit Waltenschwyl mit

Beförderung zu erhalten wünschen; freylich mit dem

angehängten Wunsche, wann es möglich wäre, i»

würde ihnen von dem Capital der Kirche Boßwyl,
die sie verlassen, auch noch etwas zu erhalle», wohl zu

statten kommen.

In dieses leztere Begehren B. G. werden Sie nicht

eintreten, da auch die G meiude Waltenschwyl, bey

ihrer Trennung von Boßwvl auf allen Antheil ant

Kirchengut freywillig Verzicht that; dagegen glaubt die

Unterelchtscommißwü, Sie werden dem Hauptbegeh-

ren der Petenten zu entstrechen, kein weiteres Beden,
ken tragen; Sie legt Ihnen daher folgenden Dekrets,

Vorschlag vor:
> Der gesetzgebende Rath — Auf die Bittschrift der-'



Höfe Büchlisacker und Ulttcrhöll Distr. Sarmenstorf
Canton Baden, vom -5. Aug. -Zoo, und nach an-

hvrlem Bericht seiner Unlerrichtscommißion;

In Erwägung, daß die Lage diefer beyden Höfe,
ihre Trennung von der Pfarrkirche Boßwyl und ihre

Vereinigung mit derjenigen von Waltenfchwyl erheischt;

In Erwägung des dahin gehenden Wun ches der

beyden Höfe und, der gegenseitigen Einwilligung, die

jle dazu von den beyden Gemeinden Boßwyl und Wal-
lenjchwyl erhalten haben;

beschließt:
Die Höfe Büchlisacker und Unterhöll sind der Kirch-

gemeinde Walienfchwyl Distr. Sarmcnstorf, Can-

ton Baden, einverleibt.
Die Pvlizcycvmmißion schlägt folgende Botschaft an

den Vallz. Rath vor, welche angenommen wird:
B. Vollz. Räthe! Es ist zwar allerdings an dem,

daß verschiedene Kaufleute, welche die Ostermesse in
der Gemeinde Bern besuchten, gegen die von dieser

Gemeinde an sie geforderte Abgabe des s. g. Pfundzolls
eine Petition bey dem grossen Rath einlegten; allein
es ist irrig, daß die gesetzgebenden Räthe aus Anlaß
dieser Bittschrift das Gesetz v. May igoo erließen;
im Gegentheil erhellet aus diesem Gesetz selbst, daß
die Billschriften verschiedener Distriklsgtnchte die Ver.
anlassung dazu waren, und hingegen ergiebt sich aus
dem Protokoll des gr. Raths, daß jene Bittschrift der

Kaufleute, an eine Commißion gewiesen ward, von

welcher aber nirgends sich zeigt, daß sie je einen Be-
richt über diesen Gegenstand erstattet habe.

Um nun mit Sachkcnntniß darüber verfügen zu kön-

nen, wünschte der gesetzgeb. Ralh über die Grunde,
aus welchen die Gemeinde Bern ihre Forderung her-

leitet, sowohl als über die Natur und den Ursprung
des Pfundzolls den nöthigen Bericht zu erhallen, und
ladet Sie B Vvllz. Räthe, demzufolge ein, der Ge.
meindskammcr von Bern zu Einreichung ihrer Gegen-
gründe die hier rückgcbogcne Bittschrift der mehrge-

dachten Kaufleute mittheilen zu lassen, und dann beyde

nebst Ihrem guifindenden Bericht dem gesetzg. Rath
iU übermachen.

Die Petitionencommißion berichtet über nachfolgende

Gegenstände:

1. Das Distriktsgericht Li^s-s'en-staut im Cant.
Leman verlangt Aufschluß über verschiedene Befugnisse
der Distriktsgerichte und ihre Verhältnisse zu den Mu-
wzipa iiäten. Wird an die Munizipalitätöcommlßion
gewiesen.-

2. Der B- I. Monncy Distr. Rüe C. Freydurg ^
verlangt Nachlaß der Handänderungsgebühren für einen
unvorlherlhaften Kauf, den sein Bruder geschlossen.
Wird an den Vollz. Rath gewiesen.

z. Die Bürgerin Rcymondin, Frau des B. Cha,
pui von Lausanne C. Lcman, verlangt Aufhebung eines
Vcrhastsdefthles gegen ihren flüchtigen, eines Diebstahls
verdächtigen Mannes. Wird abgewiesen.

4. Die Wittwe Sauge von Bulle C. Lcman, klagt
über neue Gcrbereyen, die das Wasser ihrer Mühle
abziehen. Wird abgewiesen, als vor die richterlichen
Behörden gehörend.

5. B. Iaccarb, Wundarzt und Schüler des B.
Venel von Orbe, möchte ein Institut für Arme und
Kranke errichten, und verlangt dazu ein Nationalge-
bäude. Wird an die Vollziehung gewiesen.

6. Daguct, Präsident der Munizipalität Givisie,'
Distr. und Cant. Freydurg, im Namen dieser leztern,
klagt über Ungestraftheit aller Verbreche», über das

neue Criminalgesetzbuch, das eine 8auveg-à äu Là-
sey, und verlangt die Wiederherstellung der Straffen
der Carolina — ohne dieß will er das Recht des Star«
kern allein geltend erkennen und sich selbst Recht ver»'
schaffen. Wird an die Vollziehung gewiesen.

Die Criminalgesctzgebungs-Commißion wird bey die-

ser Gelegenheit aufgefordert, an der Verbesserung des'

Criminalgcsetzbuches zu arbeiten.

Gesetzgebender Rath, zo. Dee.
Präsident: Koch.

Der Vollz- Rath zeigt durch eine Botschaft an, daß

er über die beyden Dckreisvorfchläge, wovon der eine

gestattet, an Bezahlung der zu vcrkauffenden Nationall
gütcr, auch die durch diesen Verkauf zu tilgenden
Fodcrungen der im Rückstände sich befindenden öffcnt»'
lichen Beamten, anzunehmen; und wovon der zweyte'
den Voll;. Rath bevollmächtigt, zur Bezahlung der

rückständigen Besoldungen der öffentlichen Beamten,
nebst dem Ertrage der zu verkaufst,»den Natio'mlgütcr,
auch Staatsschuldtitel zu verwenden, nichts zu bemer«-

ken habe.

Der erste dieser beyden Dckretsvorschläge wird hiebst

auf zum Dekret erhoben S. dasselbe S. 949 und'
die neue Berathung über den 2tcn vertaget.

Folgendes Gutachten der Civilgesetzgcbungs Commis,'

sion über Revision der Prozesse im Canton Sentis wirb)
in Berathung genommen:

B°. G. Das Cantonsgericht Sentis stellt in «inerr



an Sie unterm 6. Dec. 1800 ausgefertigte» Zuschrift
die Einfrage: „ Ob, wenn eine Parthey über ein

„ Cantonsgcrichtlichcs Urtheil die Cassation verlangt,
„und dieselbe aus irgend einem Grund versäumt hat,

„ sie wieder Revision bey dem Cantonsgerichc nehmen

„ könne?"

Bey den mangelnden Vorschriften, nach welchen

dieses Recht der Revision in manchen Gegenden aus-

geübt werden soll, und bey der gar verschiedenen Ausü-

bung desselben, ist es sehr schwer diese Frage bestimmt

zu beantworten. War Revision das, was in andern

Staaten ktelìitucio in imegeum Wiedereinsetzung in

vorigen Zustand) ist, so könnte sie vor Verfluß derje-

ntgen Zeit nachgesucht und ertheilt werden, welche

für Verjährung eines zugesprochenen Eigenthums erfor-
d.riich ist, und in diesem Fall wären neue Titel und

Gründe, von denen der die Revision nachsuchende Theil
beweisen könnte, daß er sie zur Zeit dcS geführten

Rechlshandcls nicht wissen konnte, ein hinlänglicher
Grund, einen durch alle Behörden geführten Rechtsstreit
wieder anzufangen, wenn auch wirkliche Cassation aus

was immer für einem Grunde abgeschlagen worden
wäre.

Allein in den meisten Cantonen, wo Revision üblich

war, bedürfte es weder derselben noch einer andern

Förmlichkeit, um den Prozeß wieder anzufangen,
wenn neue Titel und Gründe angeführt werden konnten:

man schritt dabey wie bey jedem andern Prozeß zu

Werke. Die eigentliche Revision war lediglich nichts
anders als eine Rechtswohlthat, dazu geeignet die

Wcitersziehung eines Etreilhandels zu verhindern, die

Partheyen zu gütlicher Verglcichung oder zu endlichem

Compromiß zu bewegen; eine Verfügung, welcher viel,

leicht manche Familie ihre Existenz verdankt, die durch

kostspielige weirschichlige Prozesse sonst ins Elend ge-

stürzt worden wäre; sehr zweckmäßig und gemeinnützig,

wenn der Beamte oder Richter, von dem sie ertheilt
werden konnte, der Stimme seines Gewissens und dem

Glück seiner Mitbürger alle Nebenabsichten und eigen-

nützige Vortheile unterwerfen konnte; aber doppelt ge-

fährlich, wenn sie bey dem Mangel aller Vorschriften,
dkk dabey beobachtet werden sollten, unrechten Hände

anvertraut war. Wir fühlen daher mit Ihnen B> G.
die Nothwendigkeit lebhaft, über dieses Rcvisionsrechl

mit möglichster Beförderung allgemeine, bestimmte

Verfügungen zu treffen, wofür wir Ihnen unsere Vor.

schläge mittheilen werden, sobald die au mehrere Can.
tonsautoriläten begehrte Berichte uns zugekommen fià

Um indessen die vom Cantonsgericht Sentis gemachte
obige Emfrage zu beantworten, wollen wir vie Be.
schaffenheit der dort üblich gewesenen Revision nach
den uns mitgetheilten Schriften etwas näher unters»,
chen, um Sie Ihnen B. G. in demjenigen wahre»
Gesichtspunkt darzustellen, aus welchem sie betrachtet
werden soll.

I.

Aus dem von dem Cantonsgericht Säntis beygeleg.
ten Auszug der Frauenseldischcn VergleichShandlung vom
Jahr 17z? erhellet, daß die in der ehemaligen fürsibi.
schöfllch St, Gallische» Landschaft ausgeübie Revision,
nichts Mders war, als eine Rechtswohlthat, vermög

welcher derjenige, der sich durch cineu Urthcilsspruch
gekrankt zu seyn glaubte, noch einmal die Sache vor

den nämlichen Richter briigen, und noch einmal von

ihm darüber absprechen lassen konnte; er mußte dazu

m Streithändeln, welche die Summe von 15 Gulden

(20 Fr.) nicht übersteigen, von dem Amman» ganz

allein die Einwilligung haben: B'lrug der Streilhan.
del mehr als diese Summe, so mußte er sich deßwe-

ge» auch vor dem niedern Gericht, von dem das erste

Urtheil ausgieng, meiden. Bey den AvpeUalionsbr-
Horden aber mußte sie b.y den Landvögtc» »achgesuchl,
und dann von diesen Behörden gesprochen werden, oà

sie statt habe oder nicht. Bey beyden Behörden konnte

sie nur einmal gestattet, und mußte inner den nächsten

10 Tagen des ausgefällten Urtheils nachgesucht werden.

Sie werden mit uns die große Lücke wahrnehmen, daß

nämlich die Gründe nicht angezeiget sind, wegen denen

eine solche Revision ertheilet werden konnte. So viel

ist gewiß, daß sie nicht bloß wegen Ausweisung neuer

Rechtstiteln, ertheilet werden durste, sondern daß der

Beurchtilungskrast des Beamten oder Richters fteycr
^

Svielrauin gestattet war, einer Partey wider Acceß ^
mehr aus Büligkeitsgründen, als »ach dem strenck»

Recht—zu bewilligen, um entweder dem Richter da>

durch ein Mittel zu verschaffen, einen übereilten

Spruch zu verbessern, oder einer durch Unschicklichkeit

ihres Anwaides, oder durch Uebervortheitung dcrGc-

geuparthey, verfältten Parthey, zum Recht zu hcl-

sen; oder wenn sie von einem niedern Gericht erthei»

let wird, die Wcitersziehuug zu verhindern.

(Die Fortsetzung folgt.)
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An die Abonnenten.
Da mit dem Stück 254, das dritte Quartal des

neuen S ch w. Republikaners zu Ende geht,
so sind die Abonnenten ersucht, wann sie die Fort-
sitzung ununterbrochen zu erhalten wünschen, ihr Abon-
nement für das vierte Quartal mit 4 Fr. in Bern,
und mit 5 Fr. postsren ausser Bern, zu erneuern.

Der Neue Schweizerische Republikaner ist die Fortsetzung
folgender Blätter, von denen noch Erciuplarc um beygcsczre
Preise zu haben sind:

Der Schweiz, Republikaner, z Bände, jeder zu 8 Fr.
Supplement dazu 2 Fr.
Neues helvetisches Tagblatt, - Bände, jeder zu 6 Fr.
Neues republikanisches Blatt, 1 Band, 4 Fr.
Neuer sejureizerischer Republikaner Quartal 1, 2 und ;

jedes zu 4 Fr
Die Lücken, die sich zwischen diesen Sammlungen finden,

sollen in cmigen Supptementheste» nachgeliefert wcrocn,
sobald sich eine hinlängliche Aahi Abonnenten für diese Snp
plemcnte gefunden hat. Man pränumerirt für das erste Heft
nui z Fr. bey den Herausgebern oder bey I. A. OchS.

Von den Registern zu obigen Sammlungen sind biSdaknn
drey zu de» z Bänden dcS schweizerischen RevudlikanerS und
dasjenige zum ersten Band des TrgdlaliS erschienen: dte übri-
gen seile» nachfolgen.

Gesetzgebender Rath, 50. Dee.

Fortsetzung,

(Beschluß des Gutachtens der Civügcsczgebungseom-

mißwu, betreffend die Revision der Prozesse im Cant.

Eänlis.

Hätte eine solche Revision bloß wegen neuen Rechts-
titeln ertheilt werbe» können, so hätte die Bewilligung
derselbe» nie dem Amman oder dem Landvogt, oder

einer AppcUatiousbchörde überlassen werden, sondern

einzig von dem ersten niedern Gericht nachgesucht und
abgesprochen werden müssen.

Daraus fließt, daß die im Säntis übliche Revision

lediglich mchis anders ist, als eine Rechtswohlthat, die

an die Stelle der Appellation und Cassation trittst, in
Rücksicht desjenigen Urtheils, worüber sie ertheilet wird.

Aus diesem Satz ziehen wir nachstehende Schluß,
folgen :

r) Dasjenige Gericht, von welchem das ausgefällte
Urtheil an ein höheres Appellations, oder Cassations»

geeicht gezogen worden ist, entweder durch bloße Ein-
verleibmig oder durch wirkliches Anhängigmachcn, kann
über dieses Urlheil keine Revision mehr ertheilen. Nicht
dem Appellierenden weil er dadurch, daß er die Sache
der Appellations - oder CassatiouSb.hörde anhängig ge.

macht, auf die Rechtswohlthat der Revision Verzicht
geleistet hat;'nicht dem Appellate«, weil der Appellie.
rcnde, wen» er früher Appellation oder Cassation als

jener die Revision nachsuchte, in seinem dadurch zum
Wcilecszieheu erhaltenen Recht gekränkt würde, und

weit beyde, wenn sie neue Rechtslitel auszuweisen haben,
keine Revision bedürfen diese durch einen neuen Rechts-
Handel gellend zu machen.

2> Noch auffallender ist die Richtigkeit dieses Satzes
in Rütsieht der Cassationsurtheile. Das Begehren um
Cassation fodert einen andern Richter als jenen, über

dessen Urtheil die Cassation verlanget wird: Das Bc-
gehren um Revision aber sezt den nemlichen Richter
voraus, mithin kann derjenige, der sich des erste» Rechts-
mittels b.dienen wollte, oder sich dessen wirklich bedient,

das zweyte, diesem ganz cutgegengesezte, nicht auch an»

wenden.

;) Aus dem nemlichen Grund kann weder ein Cassa»

tionstribzinal noch andere, entweder von ihm oder den

Parteien, vermög deS Cassationsrecht gewählte ausscror»

deutliche Gerichte, Revision ertheilen, weil das Cassa»

tionstridunal nicht den nämlichen Richter, der daskas-

sirte Urlheil ausgesprochen hat, wieder ernennen darf,
und weil die andere von ihm oder den Parteyen ernennte
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oder gewählte Gerichte, nur für den einzelnen Fall dele-

girte Gewalt bekommen, und dadurch das Recht nie
erlangen können, diejenige RcchlSivohIkhalcn auszuüben,
die den ordentlichen Gerichten zustehen.

4) Ueber die von den gerichtlichen Behörden ertheilte
oder abgeschlagene Revision, hat kein Recurs statt : nicht
für denjenigen, der sie nachstichle, weil es ja in seiner

Willkür stand, sich entweder dieser Rcchtswvhlthat oder
aber der Appellation oder Cassation zu bedienen; wählte
er die erstere, so unterzog er sich ja freywillig dem

Recht, das den Gerichte» in Rücksicht dcrftlbcn zusteht;
nicht für die Gegenpartcy, weil diese auch das durch
Revision ausgesprochene Urtheil wciters ziehen kann.

Wollte man dem Appellalionsgericht das Recht der

Revision streitig machen, weil in der oben angcführ-
ten Vergleichshandlung von >7;?, der Appellationsbe-
Horde nur in jenen Fällen dasselbe eingestanden ist, in
welchen dieses Gericht definitive abzusprechen hat, wel-
chcs der Fall beym Canlonsgcricht nicht sey, indem
über seine Urtheile Cassation nachgesuchet werden könne:
so antworten wir darauf, daß demselben dieses Recht
auf die nämliche Weise, wie den niedern Gerichten, als
eine an die Stelle der Cassation freywillig gewählte
Nechlswohlthat zukömmt.

Wenn daher auch in einigen Gegenden für Ertheilung
der Revision keine Zeit bestimmt war, so wird sie da-

durch, daß jedes Urlheil an den obern Gerichtshof,
Cassationswcis gezogen werden kann, auf diejenigen
Tage eingeschränkt, inner welchen man sich um die

Cassation melden muß: denn sonst könnten ja alle Cas-

sationsbegehren dadurch vereitelt werden daß mau nach

ausgesprochener Cassation nur dem »erfüllten Thu! Re-

Vision gäbe.

6. Stund es aber unter der vorigen Verfassung in
der Macht der höchsten Landcssielle, solche Revision zu

ertheilen, so kann dieses 'Recht bey der jezigen Verfassung
dennoch blos von den gerichtlichen Distrikts, und Cantons-
behördcn, mit Ausschlicssung des obersten Gerichtshofs
ausgeübt werden, da die richterliche Gewalt von der

gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt getrennt ist,

welche ehemals vereinigt waren, und da der obersten

richterlichen Stelle in bürgerlichen Streitigkeiten kein

anderes Recht, als jenes der Cassation zusteht.

Ausfallen diesen Gründen'schliessn wü, die Frage
tws Canlonsgcrichrs Sä'.tis: ob wenn eine Partey
über ein Cantongerichtliches Urtheil die Cassation ver.

langt hat, und damit abgewiesen worden noch Revision
ftiM'haben könne, mir Nein zu beantworten, und schla-

gen Ihnen B. G-, darüber bcysolgendcn Dàtsvor.
schlag vor.

D e c r et s v 0 r sch I a g.

Der gesetzgebende Ruh —
Auf die Eintrage des Canlonsgerichl Säntis: ,<Ob,

wenn eine Parthey über ein Cantonsgerichtliches Urlheil
die Cassation verlangt, n»d dieselbe auslegend einem

Grund versäumt hat, sie wieder Revision bey dem Can-

tonsgcricht nehmen könne " Nach angchöelem Bericht
der Instizcommißivn;

In Erwägung, daß das den niederen und Appell«,

tionöbehördcii zuerkannte Revisionsrecht bey den ersten

an die Stelle der Appellation, bey den zweyten an tie

Stelle der Cassation tritlet; daß mithin derjenige, wcl,

cher sich der Appellation oder Cassation bedient,

dadurch auf das Rcvisionsrechl Verzicht leistet, da bey-

des ncbcu einander nicht bestehen kann, und daß er eben

deßwegen nicht nachher erst eme Rechlswohilhal -das Revisionsrcchc — anwenden darf, wenn er auf

dem Weg der gewöhnlichen Rechtsmittel der Appel-

laüon oder Cassation abgewiesen worden ist —

beschließt:
1. Das im Canton Säntis übliche Revisionsrecht bat

nicht statt, wenn eine Partey über das nämliche

Urtheil, über welches sie Revision begehrt, Cassation

begehrt hat, und damit abgewiesen worden ist.

2. Gegenwärtiges Dekret soll im Canton Säntis
bekannt gemacht werten.

II.
Was dann den vorgelegten speciellen Fall bctrist, sa

haben wir die Ehre < Ihnen B. G- folgende Ans-

kimft zu ertheilen:

H c k t 0 r K a p p c l e r als Vogt der Präsident Grob,

sehe» Erben wollte über das zwischen ihm und dcm Äe»

memdsverwaltcr Grob im Namen seiner 4 Kinder erster

Ehe v"n Waltwcil unterm >7 Juni igoo von dem

Canlonsgerichl Säntis ausgesprochene Urih.il, bie sssi'

senion bey dem obersten Gerichtshof nachsuchen; er

wurde aber von demselben abgewiesen, weil er kiest

nicht inner der vorgeschriebenen Zeit nachsuchte, und

ihm dagegen der Regreß gegen diejenige eröffnet, die

an dieser Versänmniß Schuld haben möchten. Anstalt

aber diese zu belangen, begehrte er Rcv sion, die ihm

der Präsident abschlug, weil sie iuncrt ro Tagen vom

gefällten Urtheil an über welches Revision begehrt wirb,

nachgesucht werden muß.
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Unter dem Vorgeben, jenes Urtheil erläutern'zu
lassen, erhielt Kappeier den Acceß vor dem Cantons-

gmchl, welchem er aber anstatt dessen, die Frage auf-
warf: Ob ihm der Acceß zur. Revision gestattet wer.
den könne?

Das Cantonsgericht gicng darüber zur Tagcsord-

mnig, und Kappcler wendet sich darauf durch feinen

Aiuvald an den, B. Justizministcr, welcher dem Can-

loncgcrichl die Weisung zukomme» ließ, anstatt dieser

Tagesordnung, ei» förmlich molivirtes Urtheil über

diese Frage abzufassen, damit sie sich ihres weiteren

Rechtes darüber bedienen könne.

Wenn auch der Ausdruck zur Tagesordnung zu gc-

hen, bey den richterlichen Behörden nicht gebraucht
werden soll, so werden Sie B. G., auf der andern

Leite aus denjenigen allgemeinen Grundsätzen, die wir
über dieses im C. Sänlis ausgeübte Vorrecht voran-
schiklm, schliessen, daß von dem Cantonsgericht die

Revision ohne motiviertes Urtheil abgeschlossen werden

kann, und daß mithin die demselben zugeschikte Wci-
sung nur in so weil recht erlassen worden, daß sie an,
statt der Tagesordnung, die nachgesuchle Revision bc-

stimmr abschlagen, oder zu bewilligen verordnete. Aus
diesem Grund und weil das Cantonsgericht selbst über
die Hauptfrage nur Entscheidung begehrte, so rathen
>»ic Ihnen B. G. an, über diesen besondern Fall, nicht
in Berathung einzutreten.

Der Dckretsvorschlag und der Antrag der Commis-
sien in Betreff der Grobschen Erbschaft, wird ange-

lwmnien.

Folgendes Gutachten der Civilgesetzzebungs-Commis-
ßsn wird in Berathung und hernach angenommen:

B. G, Bürger Zcllwcger und Compagnie von Tro
gc», Canton SäntiS, stellen in ihrer Bittschrift vom
». Dec. >8oo die Emseage : » Ob wegen neu ausgefnn-

»denen Titeln und Gründen die Revision eines endlich

» beurtheilten Rechlshaudels statt haben könne? " welche

Frage sie in dem zwischen Ihnen und V, Jvh, Enz
von Sr. Gallen vorwaltenden Slreithandel, von dem

gesetzgebenden Rath entschieden zu sehn wünschten.

Da es sich aber von selbst versteht, daß der gcsetzg.

Rath für einzelne Fälle nicht zurückwirkende Gesetze

wachen kann, sondern daß dieselbe nach bcn chevo-

vigcn Gesetzen und Gewohnheilen beurtheilet werden

gössen, so lang diese nicht durch neue Gesetze abge-
ändert oder aufgehoben; so bleibt auch für diesen ge-

Mwärligen Fall dem Cantonsgericht Säntis nichts

anders übrig, als darin» »ach bestehenden Gesetzen
und Gcwohnheilcn, in so fern diese nicht durch die
Constitution oder neue Gesetze abgeschafl oder abgeän.
dcrt worden, zu verfahren; und wir tragen daher dem
gesetzgebendem Rath an, in diese Bittschrift nicht ein,
zutreten.

Die Finanzcommißion erstattet über den Loskam
der Grundzinse einen weitern Bericht und die Discus,
sion ihres Gutachtens wird hierauf sortgestzt.

Die Pctitioncncommißwn berichtet über nachfolgende
Gegenstände:

1. B. Herrosce, lknterstatthalter des Cant. Argau,
macht Bemerkungen über die Nothwendigkeit der Wie-
dcrciaführung einer Einrichtung, die die vormaligen
Fertiggerichte ersitze, und l gt der Gesetzgebung einen

dahin abzweckendcn Vorschlag unier Augen, der der

Vaterlandsliebe und dem Diensteifer diesis Beamten
Ehre macht und beherzigt zu werben verdient; daher
die Commißion Ihnen die Verweisung dieser Zuschrift
an die Civilgesctzgedungs-Commißion anraihel. Ange-
nommen.

2. Die Gemcindskammer von Baden verlangt die

ktekicmio in integrum gegen einen unter besondern tlm-
ständen in Kraft erwachsene» irregulären Spruch des

Distriklsgcrichls Baden, wodurch sie, als zu Handen
ihres Spitals Collatorin der Pfeund Göslikon, à-r
perim ihrer Wibcrparth, der Gemeinde Gösiikon,
nicht bloß zu der allein begehrten Herausgabe des KW,
chenguts, sondern überdas zur Eplraoirwn aller ncha-
benden Instrumcmen, des Kirchcnsatzes, Sigristen«
hols :c. verfällt wurde.

Diese ans verwickelte» Thatsätzen beruhende und mit'
mehrern Veplagen begleitete Petition, räth Ihre Com-
mißion an, ter Civilgesetzgedungs-Commisuon zu nähe-

rer Untersuchung zu überweisen. Angenommen.

z Die Gemeindskamer von Burgdorf, indem sie über-

Haupt die drückende Lage ihrer Gemeinde und deson-

dcrs ihre durch das Gesetz vom 10. Nov. 1798 zu

Grunde gerichteten Spitäler und andere Anstauen, die

von recht näßig'erworbencn und theuer erkauften Zehènd-

und Bodenzinsgcrechiigkciten sich unterhielten, vorstellt,-
macht Bemerkungen über den Grundsatz der Loskauft
lichkeil sowohl als den Modum derselben-Kund billet
im Fall die Gesetzgebung allbereits einen Gesttzesvor--

schlag über diesen Gegenstand abgefaßt haben sollte,-
um Mittheilung ihrer Petition all Ue Vollziehung.'
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Damit jede Bürgerklasse sich überzeuge, daß die

Gesetzgebung keinen Gesichlepunkt ausser Acht lasse,

unter welchem dieser vielseitige Gegenstand betrachtet
werden kann, und daß ihre gesetzliche Verfügung das

Resultat einer reisten Prüfung sey, so räch die Com-
unxion an, auch diese Petition der Fmanzcommlßion
zu überweisen. Angenommen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Beylagen zu dem Abgabengesetz für l8?o.

14.

Bericht und Befinde» der Finanz com-
mission, vom 8lcn November, über
den Gehaltsabzug.

Unter dieser Rubrik wird allen Angestellten und öffent-

lichen Beamten der Republik, deren Gehallobctrag sich

jährlich über 500 Franken belauft, ein Abzug von

l v/ö inne behalten.

Davon sind ausgenommen die Religionslehrcr, Pro-
festeren, Echullehrer und der Mllilärstand.

ES ist keine Berechnung bcvgesüqr, wie viel diese

Abzüge abwerffen werden. Sie sind dazu bestimmt,

eine Lücke des Rückstandes auSzumilen; der dahcrige

Betrag muß wenigstens auf >>ovo Franken steigen.

Gegen diesen Titel findet die Commißion keine Ein.
wenounge». Diese Abgabe ist weder gehäßig noch

lüstig; der Bezug derselben kostet gar nichts, indem je

bey den Zahlungsleistungen dieser Abzug lediglich inne

behalten wird. Zwar scheint eS beu der ersten Anstcht,

daß duster Abzug in progreßivem Verhältniß der Ge.
Halle hätte erhöhet werten sollen; allein bewachtet mau,
daß jeder öffentliche Beamte im Verhältniß seiner cr-

forderten Talente und Arbeit entschädiget wird, so

fällt dieser Schein von Ungerechtigkeit ganz ymweg.

ls.
Bericht der F i n a n z co m m i ssion, vom 8.

November, über die Rückstände der
Auslagen von >798 und >,9.

Dieser Titel stellt den Grundsatz aus, daß die be-

zogcnen Abgà» von 1798 und 99 sowohl als die

Kriegs- und- UacerstützungSsteuer sac die durch den

Kneg verwüsteten Canlone, nur als eine auf Abschlag

dcschchcne Bezahlung angesehen, folgsam mit den

Steuerpflichtigen eine neue Abrechnung vorgenommen
werden müsse. Die für 180° aufzunehmende Wer.
lhungcn, die sich auf die seit zwanzig Iahren errichte,
ten Kaufbricfsbeträgc gründen, sollen auch sich die Ad,
rechnungen von 1798 und 99 dienen.

Die Abgaben von jenen Grundstücken, welche wäh.
rend diesen Iahren handgeändcrt haben möchten, sind

von denjenigen Bürgern zn ergänzen, die je den lau-
senden IahrSnutzcn bezogen haben.

Die verhypothesteten Schulden werden nach dem be.

standenen Fmanzgesttz von 1798 und 99 abgezogen!

hingegen solle» dzc hypotestncu Gläubiger mit den Be<

zirkSeiimehmcrn ebenfalls eine neue Abrechnung fur die

beyden verstoßenen Jahre verpflegen.

Der Erirag dieser Rückstände ist zu Tilgung der

Rückstandssumme bestimmt, aoer keine Berechnung
beygefügt.

In weitaus dem «rösten Theil der Republik sind die

Liegenschaften für diese beyde» Jahre so niedrig und

unter ihrem wahren Werth geschäzt; anderseits auch

von den Capitalien so auffallend hinterschlagen worden,

daß eine fast allgemeine Revision nothwendig ist. Das

Bedürfniß beS SiaalS ersodert es einerseits; anderseits

wäre es eine auffallende Ungerechtigkeit, baß dicieni«

g.n, so ihre Sache redlich bezahlt b. y künftigen Auf.

lagen wieder um so höher angelegt werden müßten,

um die von diesen zwey Iahren herrührenden Rück-

stände zu decken, und also dieie dasjenige zu vergüten

haben würden, was icne dem Staat unrecht gethan Hoden.

Die Commißion glaubt also allerdings, daß diese Rück'

stände ohne anders nachgeholt werben svZen; auch

laßt sie es sich gefallen, zu Reglierung buster Rüek-

stände die Schätzungen, weleye für 1800 nach den

Miliclkaufpreift» der Grundstücke geschehen werden,

a,s BastS anzniichmen.

Daß aber diese Maßregel einen Theil des dießjährigen

Fmanzgesetz.S ausmachen sott, schunt der ConmuM
allerdings zweckwidrig ; es wäre die heiligste Pflicht da

Vollziehung gewesen, seiner Zeit schon icne Maßregeln

zu ergreifen, baß die Abgaben vollständig und unpae»

theylsch ciiigenoiiinieu wurden; allein unübcrsteigliche

Hindernisse scheinen diestlbe daran verhindert zu habe» :

ES ist also an der Vollziehung, dein gesetzgebende»

Rath in einer eigenen Botschaft die Nothwendigkeit Z»

beweisen, daß diese Rückstände nachgeholt werden sol«

ten; so wie die Art und Weise, wie sie nachzuholen sind,

der Gegenstand emcs eigenen Vorschlags seyn m»è>
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Fortsetzung.

(Beschluß des Berichts der Pctitionencommißion.)

4. Hans Gurtner von Zimmerwald Distr. Nieder-
festigen Cant. Bern, macht Ihnen B. G. eine Dar-
stelltlng, wie er vorgeblicher Weise durch eine ränkc-
süchtige Widcrparth und durch von den gerichtlichen
Behörden begangene Unformlichkciten^ in Gefahr stehe,

um all sein Perwögen und seine Freyheit gebracht zu

werden, und verlangt in Erläuterung verschiedener Ge-
setze des bernerischen Cover, die Auflösung mehrerer
Fragen, die er Ihnen B. G. vorlegt.

Ohne eben einzuschen, wie dem Pctentcn, wenn er
sich auch mit Grund beschweren sclltc, anders als nach
Form Rechtens und vor den obern gerichtlichen Ve-
Horden geholfen werden könnte, tragt Ihre Csinmißion
dennoch darauf an, seine Petition zu näherer Unterm-
chung an die Civilgesetzgebungs - Commißion zu weisen.

Angenommen.

5- Circa 40 Notarien der Cantone Bern und Ober-
land beschweren sich über die Auslegung, die m hrcre
Munizipalitälen und ihre Schreiber dem 57. Art. des

Munizipaiitälegesetzes vom >5. Hornung >79?, in Be-
treff des Rechts, öffentliche Contratre zu stipuliren,
gebe», und treten insbesouders, indem sie die ans
dieser den Munistpaliläten ertheilten Attribution fur
den Credit und die allgemeine Sicherheit entstehenden

Folgen entwickeln, gegen eine Petition der Munitipa-
litât Laugeuthal auf, die auf Erhaltung dieser Attri-
button abzwcekl und schon vor vielen Monate» der vo-

rigen Gesetzgebung eingereicht wurde.
Da diese leztere Petition in den Händen der Muni-

zipalitätscommißion sich befindet, so trägt die Pctttio-
nencommißion darauf an, die Gegenvorstellung der

Pctentcn, ebenfalls an dieselbe'zu verweisen. Ange-
nommen.

ü. Die Mnnizipal. von Wipkmgcn stellt in einem v.
Nov. datirten Petition, die aber Ihrer Commißion
erst gestern zugestellt wurde, vor, wie daß ihre Bürger
unter dem Druck der Requisitionen, Lieferungen;c.
beynahe erliegen, da sie gehindert werde, die ein.n

greffe» Theil ihres Gemeindsbezirks ausmachenden

Nalionalgüter mit den rerhälttiißmäßigen Beyträgen zu

belegew, und verlangt cm Gesetz, das die National«
guter diesen ^Beschwerden unterwürfig mache.

Da der gesttzgebente Rath noch dato den Rapport
der Polizeycommißion über die Bemerkungen des Bollz.
Raids, einen Gesttzesvorschlag über diesen Gegenstand

belassend, erwartet, so wird darauf angetragen, diese

Petition gedachter Commißion zu überweisen. Ange-

nommen.

7. Die Bürgcrgemcinde zu Bischofzell, die vormals
ans ihrem Gemeindgut, gröstenlheils in Beziehung der

Iehnden, Grundzinsen und des Umgelds bestehend',

den Unterhalt der Armen die Besoldung der Schnllchrer
und Seelsorger ihrer Gemeinde reichlich bestellen konnte,

befindet sich durch die Persiemmg dieser ihrer ehema.

t'gen Einkünfte, nach Aufopferung des Rests ihrer

Capitalien, auff'r Stand, diesen ersten Pflichten jeder

christliche» und sittlichen Gemeinde länger ein Genüge

zu leisten. In der zuversichtlichen Erwartung, durch

die Wiederkehr der gerechten Grundsätze der helvetischen

Constitution bald wieder in den Genuß ihrcS likelfesten

Eigenthums zu trete» oder dafür entschädiget z» wer-

den, bittet sie sich indcffen die Erlaubniß aus, i» Er-
mauglung aller andern Hilfsquellen, die sämtlichen

Einwohner der Kirchgemcinde zum Unterhalt ihrer
Lehrer anlegen zu dürfen.

Die Pctitionencoinmißion trägt darauf an, diese
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Bitte der Vollziehung zu übersenden und derselben Be-
richt samt Vorschlag darüber zu erwarten Angenomeu.

8. In Wiederholung seiner Zuschrift vom 17. Okt.
sollrcitirt das Canlonsgericht Oberland die forccrsame
Gehaltsbestimmung und Znflwßung seines bisher unbe-

zahlten und dennoch fleißigen Officials.
Dn auf den Antrag der Civileommißion die Zuschrift

vom 17. Okt. dem Voll;. Rath samt einer Botschaft
überwiesen worden ist, so trägt die Pel. Commißion
darauf an, demselben auch diese zu überweisen. An-
genommen.

9. Die sämtlichen DistrikiSsckirciber im C> Zürich ^

dringen aufchchleim-ge Bestimmung jhcrS GchaitS, um
für ihren daherige» ganze» Rückstand samt Bureau«
auSlagen, auch gleich alien übrigen Beamten, auf die

Loo.ung ter zu versteigernden Nationalqüler angewiesen
werden zu können. Werd an die Civileomißion gewiesen.

10. Ioh. Schnccbergcr, gcivcsener Agent zu Wych,
Distr. Wangen C. Bern, dcrmaliger Snvpleant am
CanronSgcrtcht, erweiset durch die Zeugnisse des B.
DistriktSsrailhalter Ricklis und B. Distrikiseinnehmer
Strasscr, daß er überhaupt als Agent mit unverdros-
senem Elfer mid Thätigkeit in allen Stücken seine Pflicht
musterhaft erfüllt, incbcsonders dann bey der dortigen
Insurrektion im Wintermonat >798, bald durch seine

beredte Sanftmut!?, bald durch seine entschlossene Gci-
st sgegenwarl mitten in den ihn umringenden Gefahren
vieles Unheil verhmet hat. Dieser verdiente Beamte
m ldet sich in Belobung deâ Amncstteqesctzcâ gegen

die bekannten Unruhstifter) um den Ersatz feiner als

Agent gehabten Versäumnisse, Mühwalten und baar

ausgelegtes Geld, vorzüglich dann der ihm schuldlos

angefallenen Einquartierung der zu Dämpfung und Be-

strassung der Insurrektion gesandten Erekutionslruppen.
Die Pit, Commißion rathet an, diesis billige An-

suchen der Voltziehung zu überweisen. Angenommen.
11. In Bennimg ans seine Zmchrisl v, ,0. Sept.,

beschwert sich bas Distriktsgericht Oltrn, daß es bey

dru gegenwärtigen Gernchtstapn nicht bestehen könne,

ichem selbige nicht sv viel abwerffe», daß im Durch-
schnitt per Sitzung ein Richter 1 Franken beziehe.

Die Pet. Commißion alaubi, diese wie bereits die

«rst.re Zuschrift, sey der Cwilcvinmißion zu überweisen.

Angenommen.
12. Anton Bruni, Auwald zu Vellenz, im Namen

mehrerer Grund-' und Bodcnzinsschuldigcn Bürger,
wünscht, Beschleunigung deS Besitzes über die Bestim-

mung der Loskausssnmme der Grund- und Votenzinsc,

welche auf Entschädigung des Eigenthums und auf
GerechligkeitSgrundsätze gegründet srv.

Die Pet. Commißion trägt an, diese Zuschrift an
die Finanzcommiß-on zu weisen. Attgensmmcn.

Das Dorf Arcegno im Distr. Luggaris Cant.
Lanis, welches der Gemeinde und Pfarren Loione zu«

gehört, wünscht wegen seiner Entfernung von der Mut-
lerkirche getrennt zu werden. Diesr Caplanen wurde
schon von der geistlichen Obrigkeit der Bequemlichkeit
wegen gestattet, einen eigenen Taufstein, Todtengräber
und Pfarrbücher zu haben; nur wurde dem Geistliche»

i oder Caplan von Arcegno verboten, die sogenannte»

fum lìrà auszuüben, das Evanarlnim zu predigen und
christliche Lehre zuhalten, wodurch die Einwohner von

Arcegno eine Stunde weit zur Pfarrkirche gehcn müs.

sen, um denselben beyzuwohnen.

Die Pet. Commißion rathet an diese Bittschrift der

Unterrichtscommißion zu überweisen. Angenommen.

14. B. Philipp Cusani, ans Mayland gebürtig,
der schon seit 6 Jahren sich haushäblich in Lauis ine.

dergclassen, liegende Güter für ungrfthr Louisd'or
gekauft, sich mit einer Schweizerin verheriraihet, als

Haupimann in einem errichteten Frencorps in Lauis
lam Brevet gedient, und endlich zwey Orlsstimme»
ober Bürgcrdrieft von den damals regierenden C intonen
Un und Schwytz, erhalten bat, durch welche ihm das

Schweizer-Bürgerrecht ist ertheilt worden bittet nun,
als helvetischer Bürger von dem gesitzgebenden Rat!)
aufgenommen zu werden.

Die Pck. Commißion schlägt vor, das Ansuchen
des B. Cusani an die Constitutionscommißio» zu wci>

sen, um nach tteb-.rl.gung der angeführten Gründe,
ein Gutachten zu erstatten. Angenommen.

15. Die HaudinngSkammer und die Muniz pa'i'ät der

Gemeinde Lugano ausser» ihren Wnnsih, oaß n enn

durch die neue Verfassung die Caulonc Bàuz und Lauis

in einen vereinigt werden sollten, die Gemeinte Lugano
alsl. Hauptort bestimmt werden möchte. Sie hoffen,
daß man nicht so sehr auf die Centralität deS Orts,
sondern vielmehr ans die HandlungSverhällmsse mtt den

benachbarten Staaten und andere Annehmlichkeiten von

der Gemeinde Lugano, in der Bestimmung des Haupt-
ortes Rücksicht nehmen werte.

Die Pet Commißion rathet an, diese Bittschriften
an die Cousiic. Commißion zu weisen. Angenommen.

Am z». Dec., 1. und 2. Jan. waren keine

Sitzungen..
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Gesetzgebender Räch, Jan.
Präsident: Koch,

Der Gcsttzvvrschlag über die Aushebung der vroir
flstubalne oder Verweigerung der Erbschaftsverfolgung
m H-.lvetien, wird in neue Berathung genommen, und
zum Gesetz erhoben. (S. dasselbe S. 907,)

Der Dekrcisvorschlag, der den Vollz. Raih bevoll-
«nächtigt, zu Bezahlung der rükstäntigen Gchalie der
öffentlichen Beamten auch Staarsschuldtitel zu verwen-
den, wird in neue Berathung genommen 1 und hierauf
zum Dekret erhoben. S. dasselbe S. szi.)

Dab Gutachten der Unlerrichlscommißio» über die

Lercmigung der Höfe Büchlisackcr und Unlerhöll, Ct-

Baden mit der Kirchgemeinde Waltcnschwyl, wird in
Berathung und hernach angenommen. (S. dasslde
S. 977-)

Die Diseußion über den Loskanf der Bodcnzinse
nstrd fortgesezt.

Die Fiuanzcommißion erstattet folgenden Bericht,
dessen Antrag angenommen wird:

Bürger Gesetzgeber! Eure staatbn, irthschaflliche Com-
mißivn hat m Folge erhaltenen Auftrags vom 2gicn
Christm., die Motto» deS B. Marcaeci näher unter-
sucht, und hat die Ehre, Ihnen darüber folgenden
Bericht zu erstatten:

Die vorigen gesetzgebenden Räthe hatten unterm 9ton
Heumonac >8c>c> den Vollz. Ausschuß bevollmächtigt,
in den Eantoncn Bellenz und Lams diejenigen Auflagen
beziehen zu lassen, welche er am zweckmäßigsten finden
>ried. Nun findet Eure Com nißwn, daß der wesentliche
Endzweck deS Euch gemachte,» Antrags dahin gehe:
dieser Bevollmächtigung ein Ziel zu bestimmen, und feig-
lieh die einfache Frage zu entscheiden: ob die Wirkung
des Dekrets vom 9, Heum, i8c>c>, steh über taS neu an-

genommene Auflageusystem hinaus erstrecken soll: oder
ob »nnmehr durch bieseS Auflagensystem jcneS Dekret
a' fgehoben sey

Da die Auflösung dieser Frage lediglich auf einer

Erklärung des obangeführlc» Dekrets beruht : so kann
der gesetzgebende, Rath unstreitig darüber entscheiden,
ohne einen vorläufigen und nothwendigen Antrag dcr

Vollziehung zu erwarten, und konnte sich lediglich mit
der Untersuchung bcschäftigcn: ob durch den Ausdruck

für dieses Jahr, entweder das Ciruliahr 1800,
oder das helvetische Finanzjahr 1800, für welches das

Auflagensystem bestimmt worben, gemeint sty: und ob

da»:, i„ dem ersten Fall, irgend eine Abrechnung mir

den beyden betreffenden Cantonen Bellmzona und Lauis,
ihrem direkten àmrcn halben, Platz finde» könne oder
nicht?

Ehe aber Eure Fiuanzcommißio» es wagen kann,
Ihnen darüber Ihr Befinden zu hinterbringen, scheint
cS ihr, durchaus noihwcndig zu wissen : auf welche Art
sich die VollziehungSdehöcde» dcr rrhaltencn Bevollmäch»
tigungen bedient haben, und was für Srenren und
Auflagen in jenen Cantonen wirklich erhoben worden.

Zwar stellt die Mono», durch weiche der gegcnwär-
tige Bericht veranlaßt worden als Faktum zum voraus,
daß die Canlviic Bêiiz und Lauis im Jahr -8-c> aus
Befehl der Regierung die Zehnden gestellt haben. Allem
da Eure Commißion Grund hat zu vermuthen, daß
wenige oder keine Zehentc» in diesen Gegenden dem

Staat angehöre», und diesem folglich dadurch keine

oder mir unbebrnlend direkte Einkünfte zugeflossen find ;

so wird es um so nolhwendiger zu wissen: ob und
was für Auflagen noch writer nebst dem Zehcnden ge.
federt und bezahlt worden seyen, ehe mit vollständiger
Sachkenntniß über den Antrag des B. Marcaeci ein-

getreten werden kann.

Eure Commißion schlägt Euch also vor, nachstehende

Botschaft an den Vollz. Rath abgehen zu lassen:

B- Vollz. Räthe l E»> Mitglied des gesetzgebenden

Raths hat den Antrag gen,acht, daß für die beyden
Can'.cme Bcllenz und Lams eine aus Gerechtigkeit und
Gleichheit sich stützende Ausnahme des lczihm gestzlich
beschlossenen AuflagensystemS, gemacht werden möchte.

Der gesetzgebende Raih kann diesen Antrag lediglich
damn beantworten: daß er erklärt, ob die Wirkungen
tcS D-krcts vom 9 Heum. 1800, sich aus tie ganze
Dauer deS Finanzjahrs >8c>o ausdehnen, oder aber

durch daS Auflagemystcm nun gehemmt syn sollen?
Ehe nun diese Frage entschieden werten kann, ist-

eS dem gesetzgebenden Rath nothwendig zu wftstn, auf
weiche Weist das Dekret von, 9. Heum. -800, durch'
welches der damalige Vollz. Ausschuß bevollmächtigt
worden ist, in den Cantonen Bellen; und L.auiS, die
Auflagen für dieses Jahr so beziehen zu lass», wie er
es am zweckmäßigsten finde; wirklich in Ausübung ge.
bracht worden sey, und was für Auflagen in Folge d-ests'
Dekrets in jenen Cantonen erhoben worden seyen

endlich w lche Rückstände älterer Auflagen in dienn
Cantonen noch statt finden mögen? Sie werden daher-'

eingeladen, B. Vollz. Räche, dem gesetzgebenden Rathe
hierüder gefällige und beförderliche Auskunft zu

theile»
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Die Fmanzeommißion erstattet folgenden Bericht,
dessen Antrag angenommen wird:

B. G. Die Gemeinde N-dan, und verschiedene

Bürger von Twaine, T"scherz, und Alfernen, besitzen

zu Port, im Distrikt Vürcn, Canton Bern, Grund-
stücke, auf welchen der Gemeinde Port, der Weidgang

im Spälsahr zusteht.

Von dieser Beschwerde wollten sich die Grnndeigenthü-

mer, dem Gesetz vom 4. April 1800 zufolge, besreyen,

und wirklich fand die erste Schätzung dieser Weidgcrceh-

tigkeic statt. Die Gemeinde Poet hat aber diese Schat-

zung vcrworsscn, und unterweilen erschien das von jenem

erster» wesentlich verschiedene Gesetz vom 2;. Septcm-
der 1800.

(Die Fortsetzung folgt.)

Beylagen zu dem Abgabengesctz für i8oc>.
16.

Bericht der Fjnan zcommissi on, von» 8.

November, über den Ertrag der Do-
m «in en, Zölle und Regien.

l.
Do main en und N at i 0 n a lw al d un g c n

geschäzt ans Fr. 250,000.
Das Finanzministerium ertheilt darüber folgende

Beleuchtung:

„ Der jährliche Ertrag dieser Güter und Waldungen
scheint »ms, bey der Lage der Dinge in dem ersten Fi-
nanzpian, mit 2 000,000 zu hoch angesezt zu seyn;
der effektive Ertrag von» I. »793 belief sich nicht über

162,000 Fr. N-ben dem kann, unerachlet der we-

sentllchen und schleunigen Verbcsserungen, die wir in
der Verwaltung derselben erwarte», dennoch die Wir-
kung davon nicht so schnell wirkwm seyn, daß wir
gegenwärtig auf mehr als 250,000 Fr. zählen können.

Man wird sich hierüber nicht mehr verwundern, wenn

man überlegt:
- 1) Daß wirklich schon Nationalgüter verkauft »vor-

den sind, und noch mehrere zu Bezahlung des Ruck-

siandcs für die öffentlichen Beamten iino Eliten verkauft
werden sollen.

2) Daß verschiedene Gemeinden oder Partikularen
Ansoderung.n an dieselben machen.

Daß der Krieg viele Beschädigungen und Unkosten

aus diesen Güter» nach sich gezogen hat; daß viele AnS-

befferungen erfvdert werden, und daß man den Na-
tionalpächlern wegen solche» Beschädigungen und ausser-

ordentlichen Kosten einen Nachlaß wird zugestehen müssen.

4) Daß der Werth und das Einkommen davon ab.

genommen haben ; das Resultat der schlechten Ordnung
und Aussicht in der Verwaltung und eine natürliche
Folge von der Lage, in welche unS die Umstände ver-

ftjl haben. "
2.

K a u fhâu ser., Zoll- und Brückengelder,
geschäzt auf Fr. 800,000.

Hierüber ertheilt die nähere schriftliche Entwickelung
des Finanzministeriums folgende Beleuchtung:

„ Der erste Finanzplan schäzte den Ertrag der Kauf.
hauS-, Zoll - und Brückengelder und das Quart-Pro-
zcnt von der Handlung, zusammen auf Fr. 1,500 000.

Allein, so nachlheilig die politischen Ereignisse der

Handlung überhaupt warcu, unb eben darum diese

verschiedenen Einkünfte vermindern mußten — so vsil

Schlaffheit und Unordnung haben hinwieder auch die

Umstände in dicien Theil der öffentlichen Einkünfte
gebracht. Ueberdicß hat die Erfahrung bewiesen: Daß
das Quart-Prozent die nämlichen Gebrechen und das

nämliche Resultat, wie die Capitalicnsteuer, hatte.
Wenn man nun die in dein neuen System vorge-

schlagenen, und der Genehmigung des gesetzgebenden

RathS unterworfenen Eingangszölle — neben andern

>cnc vom Kaffee, Zucker, Taback und andern fremden

Waaren —- annimt, so schäzt man unter den gegen»

wältigen Umständen ihren Ertrag auf Fr. 800,000,
und zwar die Wcggelder abgerechnet, welche an die

Ausbesserung und den Unterhalt der Strasse» verwendet

werden können. Sollten diese Weggeldcr verworffcn
werden, so wird der Staat den Unterhalt der Strassen

vcrmu'hlich den Gemeinten überlassen müssen. "

Regie von Pulver, Posten, Salz,
Münz, u. s. f. geschäzt auf Fr. 760 000.

» Der Erfolg von diesn verschiedenen Regie» "
(bemerkt die Erläutcrungsschnst des Finanzministeriums)

scheint keiner schnellen Erhöhung fähig zu seyn, aus-

sec jener von den Posten, welchen die neuen Orga-
nisationcn, die man nach und nach in diesem Fache

vornimt, bewirken werden, und weicher sehr betracht-

lich seyn kann, sobald die Umstände die gänzliche Voll-
ziehnng des Gesetzes gestatten. "

In dem crstcrn Finanzplan wurde die Einnahme von

dieser Rubrik auf 600,000 Fr berechnet, und M
auch wirklich so viel ertragen haben.

Ende des dritten Quartals.
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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dienstag, den 27 Jan. 1801. Viertes Quartal. ^ Den 7 Pluviôse IX.

Anzeige.
Unter der Rubrik: Kleine Schriften, wird

der N. fchweiz. Republikaner fortfahren, alle theils
in der Schweiz gcdrukten, theils auswärts
erscheinenden und die Schweiz betreffenden Schriften
anzuzeigen. Wenn dieß aber mit einiger Vollständigkeit
geschehen foll, fo müssen die Verfasser oder Verleger
»euer Schriften die Gefälligkeit haben, ein Exemplar
derselben an die Herausgeber einzusenden, ohne dieß

hängt es vom Zufall ab, ob ihnen dieselben bekannt

werden.

Gesetzgebender Rath, 5. Jan.
Fortsetzung.

(Beschluß des Berichts der Finanzeommißio» über die

von der Gemeinde Nidan, und andern Bürgern
beaehrte Erläuterung des §. 6. des Ges. v. 25. Sept.
1800, betreffend den Loskaufder Weidrechte.

Vermittelst dessen ist nun alles ins Stocken gerathen.
Die Besitzer der wcidpflichtigen Grundstücke wünschten

aber, ihren Loskauf auf dem angehobenen Fuße zu

vollenden, und bitten daher, daß in Erläuterung chcs

Gesetzes vom 2?. Sept. erkennt werden möchte: daß

in Fällen, wo bereits Schätzungen ergangen wären,
ein fataler Termin von einigen Wochen anberaumt wer.
den solle um nach der Form des erster» Gesetzes den

Loskauf fortzusetzen, und zur Wirklichkeit zu bringen.

Ihre Finanzcommißivn findet aber nicht, B. G.,
daß diesem Begehren entsprochen werde» könne. Sie
erinnern sich noch wohl, daß es eben mehrere bereits

auf die Bahn gebrachte Loskaufe waren, welche, weil
sie ganze Gemeinden hätten zu Grunde richten können,

die Modifikationen veranlaßten, welche das Gesez vom

«5. Sept. enthält. Wenn nun demselben eine solche Er-

läuterung gegeben würde, wie die Petenten sie wünschen,
so würde an gar viel Orten gerade das begegne», was
man eben zu vermeiden suchte. Der §. 6. verordnet ganz
bestimmt, daß nur die wirklich zu Stande gekommenen
Verträge, gültig seyn sollen; was auch Gerechtigkeit er»

fodcrte, denn sonst hätte das Gesetz eine rückwirkende

Kraft erhalten; aber eben daraus erfolget denn auch

wieder, daß die angehobenen Unterhandlungen jezt

nicht mehr nach dem Gesetz vom April, sondern nach
dem spätern Gesez vom Sept. 1800, müssen vorgcnom-
men werden.

Die Finanzcommißion trägt demnach darauf an, zu

beschließen, daß in die von der Gemeinde Nidau^und
einigen Bürgern von Twaine, Tüscherz und Alferncn
anbcgehrle Erläuterung des § 6. des Gesetzes v. 2?ten

Sept. 1800, den LoSkauf der Weidrechte betreffend, nicht
einzutreten sey, sondern daß es lediglich dabey sein Be-
wenden haben solle.

Die Clvilgesctzgebungscommißion legt die Abfassung

folgender ihr übertragner Botschaft an, die angenomen
wird:

B. Vollz. Räthe! Die Geldsverordncten der Maße
des Caspar Brog von Hausen, Ct. Oberland, zeigen in
einer Bittschrift den gesetzgebenden Räthen an, daß in
dieser Maße durchaus kein Vermögen sey, indem der

Vergeldstagte seinem Vater kurz vor dem Ausbruch des

Geldstages, alle seine Liegenschaften verkauft, und um
dic Kaufrcstanz Qnitung ausgestellt, auch seiner Ehesten,

alle seine bewegliche Haabe an ihr Weibergut abgetreten

habe. Sie fragen demnach an:

l. Ob nicht gedachter Kauf, der zwar notarialisch
niedergeschrieben sey, sä Matläm gezogen werden sollte,

da er nicht ausgefertigt, einrcgistrwt, und durch die

Handänderung versteuert worden sey? und 2. wer die

Publikations, Versendungs, Stempel, und dergl. Kosten
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tragen müsse/ indem die Verordnung der vormaligen
Regierung vom 21, Horn. 1794, hierüber nichts verfüge?

lieber die erste Frage glaubt der gesezaebende Rath
nicht eintreten zu können, indem der Entscheid über ein-

zelne bürgerliche Rechtfälle den ordentlichen Gerichten
zusteht.

Ueber die zweyte Frage: wer bey Geldstagen / wo
kein Vermögen vorhanden ist, die Kosten der Publikation/
der Versendung/ des Stempels u s. w. tragen müsse?

hat. der gesezgebende Rath vorgezogen / anstatt in dem

Sinne des beylicgenden Gutachtens der Civilgesezgcb.

Commißion eine gesezliche Erläuterung der oben erwähn-
ten Verordnung für die betreffenden Cantone einzutreten/

Eie B. Vollz. Räthe zu dieser Maßnahme zu bevollmäch-

tlgen.
Folgendes Befinden des Vollz. Raths wird verlesen/

und an die Polizeycommißion gewiesen:

B. Gesezgebcr! Indem Euer Gcsezvorschlag v. 8tcn

Christmonat/ die Bedingungen aufstellt/ unter denen das

Petitionsrecht ausgeübt werden soll / ist er dazu bcstimt,

den mannigfaltigen Mißbräuchen, wozu dasselbe bisdahin
Gelegenheit gab / ein Ende zu machen. Um diese Absicht

desto gewisser zu erreichen / glaubt der Vollz. Rath einige

Zusätze und Modifikationen der darin enthaltenen Versü-

gungcn vorschlagen zu müssen.

Nach dem §. 5. sollen die Bittschriften von Gemeinden,

durch die Mitglieder der Munizipalitäten unterzeichnet

seyn. Hier wird die wesentliche Unterscheidung zwischen

dm politischen oder Munizipalgemeindcn und den Orts-
bürgcrschaflen die eben so häufig durch jene Benennung
bezeichnet werden, vermißt ; eine Unterscheidung / die um
so viel nothwendiger ist, da die Verrichtungen der Muni-
zipalbchörden welche die Angelegenheiten der erstem und

dcr Gcmeindkammern, welche die der lcztern besorgen,

ohne dieß nur zu oft verwechselt werden. Oder wenn die

Ortsbürgerschasren, die eigentlich Corporalionen ausma-
chen unter der Vorschrift des folgenden §, begriffen seyn

sollen so scheint es dann nicht hinreichend, für die Gül-
tigkeit einer in ihrem N-mien ausgestellten Bittschrift,
sondern angemeffencr, dieselbe durch den Präsidenten und

Schreiber der Gemeindskamcr, als der Behörde, welche

die, Gcmeind - Eigenthümer vorstellt, unterzeichnen zu

machen.

Da .die mehrstm Begehren über Gcmeind. Angelegen-

heilen der einen oder andern Art, als von Seile der ge-

sammle» Gemeinde ergehend dargestellt werden, wen»
auch diese memals darüber berathschlaget, noch sonst einige

.Kenntniß davon erhalten, hak, so. dürfte es. zweckmäßig

seyn, sich durch die Form des Begehrens selbst zu vcrsi-

cher», von welcher Behörde dasselbe eigentlich herrühre.

Es ist hier der Orr, B. G-, Euch ans eine» lag,
lich mehr einreissenden Mißbrauch, den man sich mit
Bittschriften.dieser Art erlaubt, aufmerksam zu machen.

Oft bedienen sich einzelne Bürger des Namens einer

ganzen Gemeinde, um irgend ein Privalmleressc, das

sie unter diese Larve zu verstecken suchen, bey der Re>

giernng durchzusetzen, da denn die Unredlichkeit ihres'

Verfahrens zuweilen erst nach einer langen und weit-

läufigen Untersuchung entdeckt wird. Eine nothwendige

'Bestimmung des vorliegenden Gesetzes scheint daher

auch diese zu seyn, daß jeder Mißbrauch eines mstl

zukommenden Namens bey Abfassung von Bittschriften

mit der angemessenen Straffe belegt werde; ei» Ge-

sichtspstnkt, unter dem der 5. und 6. §. ebenfalls mch-

rcrcr Entwicklung bedarf.
Eine, andere Folge der bisher gestatteten Leichtigkeit

in Zulassung von Bittschriften, ist der wirkliche Unfug,

der mit der Wiederholung von Anliegen, über die de,

reits entschieden ist- getrieben wird, und zwar ohne

daß eine vorher unbemerkt gebliebene Thatchche zum

Vorschein käme. Selbst eine 2 und zfache Abweisung

hat manche derselben nicht von wiederholten Versuchen

zurückzuhalten vermocht. Wie nachthcllig em so uude-

scheidenes und ordnungswidriges Zubringen dem Ge-

schästsgange seyn müsse, bedarf Euch der Vollz Raih

nicht erst auscinanderzusetzm. Das zweckmäßigste Mit-
tel aber, dcmsclben zu begegnen, findet er in der

durch den 8. und y. §. vorgeschriebenen Unterzeichnung

und Befiealung der Bittschriften von Seile der Regie-

rungsstatthaltcr und Distrikisstatthalter, wenn nemlich

diese Beamten angewiesen werden, für diejenigen,

welche eine öloße Wiederholung eineS schon behandelte»

Gegenstandes enthaften, die erforderliche Beglaubigung

zu versagen. Um jedoch den Weg zur Revision eines

abgewiesenen Begehrens nicht abzuschneiden, würde»

dieselben gehalten seyn, den Abschlag auf Verlangen

hin, schriftlich zu ertheilen, mit welchem denn die

Bittschrift von der Behörde, an die sie gerichtet ist,

nichts desto weniger abgenommen und einer neuen Un-

tersuchung unterworssen, allein im Falle der Bestäii-

gung der erster» Entscheidung, der Bittsteller zur an-

gemessenen Straffe gezogen würde.
Ueber den 10. §. hat der Vollz Rüih zu bemerkn,

daß die den Regierungsstalthaltern aufgelegte VerpAich-

tnng jede ihnen zugekommene Bittschrift an die Bc-

hörde, au die sie gerichtet ist, und zwar iuner 8-Tü-
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gen gelangen zn lassen, mit einer Allgemeinheit aus-

gedruckt ist, bey ber weder die so wünschensivcrrhe

Verkürzung, nsch die nothwendige Regelmäßigkeit des

öffentlichen Geschäftsganges statt haben könnte. Eine
lagliche Erfahrung muß Euch B. G- überzeugt haben,

daß eine grosse Anzahl von Bittschriften, deren Ge-
geiistände nicht ausser den Attribution«! der untern Bc-
hörten liegen, ganz allein aus Uukunde und Unerfah-
rcnheit an die obersten Autoritäten gerichtet werden,
zu denen sie allfällig nur als Weirerszichung eines zu-

rückgewiesencn Ansuchens oder als Klage über eine un
tergeordnNe Behörde, hätten gelangen sollen. Wenn
daher den RcgierungsAalhaltern die Vollmacht gelassen

wurde, solche Irrthümer zu verbessern und auf den

Fall der nothwendigen Einsendung an eine Regierungs-
Behörde, eine hinreichende Zeilsrist dafür gestaltet

wäre, um dieselbe sogleich mit den erfoderlichen Beuch-
ten und den Einwendungsgründen der elwanigen Ge-

genparley begleiten zu könne», so würde hiedurch für
Beschleunigung, Ordnung und Vereinfachung der Ge-
schäsle unstreitig mcht wenig gewonnen seyn.

Der Vollz. Rath zweifelt keineswegs, daß Ihr diese

aus einer häufigen Erfahrung hergeholten Bemerkun.
gen Eurer Aufmerksamkeit würdige» und durch einige
Erweiterungen und Modifikationen des vorliegenden
Gesetzes demselben diejenige Vollständigkeit werdet zu
geben suchen, ohne welche die verschiedene» Zwecke
desselben nicht wohl erreicht werden könnten.

Die Pelitioucncommißion berichtet über nachfolgende
Gegenstände:

1. B. Vikat, Diakon an der französischen Kirche
in Bern, verlangt eine bestimmte Erklärung des Raths,
gegen daö Begehren der Classen von Lausanne und

Morste, die ihn des mit seiner Stelle verbundenen

Vortheils der Weiterbeförderung berauben wollten.
Der Raih erklärt, daß er jenes Begehren als un-

statthast abgewiesen habe.

2. Die Gemeinden von Saints Croix und cke kuler
im Canton Leman, welche in dem Distrikt Granson
liegen, zeigen verschiedene Schwierigkeiten, die für sie

aus dieser Einrichtung entstehen, und wünschen einst-
weilen einen eigenen Distrikt zu bilden. Die Com-
nußwn schlägt vor, diese Bittschrift der Constitutions-
commißion zu überweisen. Angenommen.

Der B. David Favre von Onnens zeigt an, daß
sein einziger Sohn, durch Verführung sich zu einem
Diebstal verleite» ließ; er wurde daher in die Ge-
fängnisse von Grandson geführt. Diese Einkerkerung

machte eine solche Wirkung ans seinen Kopf, daß er
sich in völliger Vcrrükihcit befindet; daher begehrt der
Bittsteller, daß sein Sohn semer Familie zurückgege-
ben werde, um da besorge werben zu können: er an-
erbietet dagegen alle mögliche Sicherheit für seine

Erscheinung, wenn diese begehrt würbe.

Auf den Antrag der Commißion wird diese Bitt-
schrisl der Vollziehung zugewiesen.

4- Die durch das Gesetz vom 29. Okt. 1793 ans-
gestellte Gcweedssrryhe.t artete, in Ermanglung von
Ansstchls- und Polizeyrcglementcn, bald m eine für
die zahlreiche und achlungswürdige Classe der Hand-
wcrksineisterschaft ruinöse, und dem Publikum schad-

liche Gremplcrey aus. In Erwartung eines allgemei«
neu Polizeygcsttzcs, trug daher daS Direktorium durch
einen Beschluß vom Dec. 1798 die provisorische
Negliermig der Gcwerbssreyheil den Verwaltungskam-
mern der Cantone auf.

Der Geist damaliger Zeilen, der Ungebundenhech
als Freyheil priese, und über Einführung von Ordnung
als Wiederherstellung von Aristokratie schrie, mag die

Ursache gewesen seyn, daß die Verwallungskammern-
sich 2 Jahre lang nicht getrauten von jenem Direkt
lorialbeschluß Gebrauch zu machen — dann erst un-
term 2;. Juni >300 kam in Bern (wo der Gassen-

verkauf des Fleisches und Brods ausstchtlvs auf die

cckrlhasteste uud gefährlichste Weise von Äusseren be-'

trieben wurde) eine Polizeyverfügung über diese Aet

von Gewcrbsfreyheit heraus, durch welche die Mum-
zipaliläten in dc:< grössern Gemeinden bcgwältiget wur-
den: »Den Äusseren, die mit Fleisch und Brod in'
der Stadt Gcwerd treiben wollen, zu dem End ein'
ausschließlich dazu bestimmtes Lokal zu vcrzeigen. "

Der Grund der Vereinigung dieses Gcwerbs an
einem angewiesenen Ort ist auffallend dieser: W il,
wenn die Vcrkänffer in der ganzen Stadt zerstreut,
bald hier bald dort ihre Waare ausstellen oder mit'
selbiger den Häusern nachschleichen, ihr Gewerb in'
Betreff der unschädlichen Qualität der Waare und'
ihres Gewichts, keiner regelmäßigen Uebersicht und Prüf--
ftjlig uiilerworffen seyn könnte.

Dieser Verordnung zufolge ließ die Munizipalität bey'
der französischen Kirche, als dem einzig disponiblen'
und schicklichsten Ort zur Bcauemiichkeit des beyder'

Hauptlebeiismitlel bedürftigen Publkums, zugleich eine'

Fleisch- und Brodfchaal, lcztere mit eingemachten,-
beschchßjgen vertäfelten Kammern :c. versehen, errich.'
ten, um solche an äussere Becken und Metzger, »Mr'
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Vorbehalt des vcrhältnißmäßigen Beytrags zu den

Orlsbcschwerdcn, nach Maßgabe ihres in der Stadt
treibenden Gcwcrds, im öffentlichen Aasruf den Höchst,

dielenden zu verleihen.

Mit williger Unterzichung i» den oberwähnten ge-

rechten Vorbehalt, fanden sich bey der öffentlichen

Steigerung fofort mehr als genug Liebhaber zu den

aufgerichteten Fieischerbänken ein; zu den io Brod,
danken fände sich hingegen bisdahin nur ein einziger

Btclender, alldieweil vorher der Brodgrempler zu Dut-
zenden ohne Aufsicht über ihre Waare in der Stadt
herumliefen.

Die mit der Bestimmung eines ausfchließlichen Lokals

verbundene Poliz.y, verhältnißmäßige Theilnahme an

den Orlsbefchwerden, Bezahlung eines Zinses für die

aus der Tell der Ortsdnrgerschaft mir grossen Kosten

errichtete Brodschaal — dieß alles war helle Aristokratie

und Beschueidung der ohne Polizcyaussicht, ohne Zins-
entrichlung, ohne Theilnahme a» den Beschwerden

vom Merz 1798 bis auf den Herbst i8°-> von Ausser»

in der Stadt Bern genossenen edeln Brodverkaufsfrey.

hâ — worüber sich die aussern Becken bey der Ver-

waltungskammer höchlich beschwerten und frey von

Zins und Ortsbeschwcrden, an den ihnen beliebigen

Orten ihren Brodgcwerb fortzusetzen verlangten. Die
Nerwaltungskammer holte über diese Klage den Bericht

der Munizipalität ein und übersandte beydes dem Mi-
nister des Innern zu Handen deS Vollziehungsraths.

Dieser, überzeugt von der absoluten Nothwendigkeit

cmer wachsamen Polizey über den Handkauf der ersten

Lebensrnittel ; von der Sch-cklichkeil und Beaucmlichkeit

der angewiesenen Brodschaal und der Schuldigkeit einer

daherigcn Zinsentrichtung; überzeugt endlich von der

Gerechtigkeit eines verhältnrßmäßlgen Beytrages zu den

OrlSbefchwerdcn ab Seiten der Aussern in den Gemein-

den, wo sie mit dem eingesessenen Handwerker im öf-

fentlichen Detailgewerb concurriren wolle», billigte m

allen Theilen die daherigen Vorkehren der Munizipalität
und wies durch bcyliegeiidcs Schreiben des Ministers

des Innern an die Verwaltungskammer, die klagen-

den Brodverkäufer zur Ruhe.

Die nemliche von dem Vollz. Rath abgewiesene Pe-

titiou wird nun, vo» einem I. Steiger verfaßt, an

Sie B- G gestellt, mit dein Unterschied, daß sie ei-

nerftirs, anstatt Namens der ausser« Becken, jezl von

4 unbekannten Menschen, die sich als die ärmere Bür-
gerfchast von Bern qualifi.uercn, unterschrieben ist;

anderseits, daß sie die hiesigen Beckermeister (.die auf

geprüften und bezeichneten Waagen jedem, der es be-

gehrt, das Brod vorzuwägen psiichtig sind) ungetreuer
Gewichte verdächtigen, und endlich den hiesigen Poli,
zendirektor beschuldigen, daß er ihnen die schriftliche

Mittheilung der AusleihungSgedinge der Broddänke

verweigert habe.

In so weit als diese Petition eine Klage wegen der

Etadlierung einer Brodschaal für Äussere und der da-

mit verknüpften Ausleihungsgedinge enthält, rathet die

Majorität Eurer Per. Commißion an, solche aus

obcnangezeigten Gründen, gleich dem Vollz. Rath, sofort

abzuweisen. Die Minorität hingegen trägt darauf an, ^

diese Petition einer Commißion zur nähern Untersuchung

zu überweisen.

In Betreff der Verdächtigung der hiesigen Bcckermei.

sterfchaft und der Beschuldigung des hiesigen Polizeydirck-

tors, glaubt dan» die Majorität - Commißion : es

solle die Petition durch die Vollziehung» der Ortsmunizi-
paltläl übersendet werden, um entweder der degrünbt-kla«

gendcn Parthey Recht, oder aber der ungebührlich bey

der Gesetzgebung verleideten Parthey Genugthuung zu

verschaffen, zumalcn diese Mittheilung der Denuntiationen

an die, so sie betreffen, das einzige Mittel ist zu verhindern,

daß nicht jeder (wie es im Vergangenen oft geschehen) bey

den obersten Autoritäten sich verhaßte Verunglimpfungen

gegen untere Behörden oder Partikularen straflos erlaube.

Die Anträge der Majorität der Commißion werden

angenommen. (Die Forts, folgt.)

Kleine Schriften.
Etwas zum Andenken Lavaters. Lei-

chenrede gehalten Sontags den 4t en

Jen» er »801 in der Kirche St. Peter
in Zürich, von Salomon Heß, D i ac 0 n.

lleber O f se n b a r u n g I 0 h a » nes xiv. r;.
8. Zürich b. Bürkli r8oi. S. 24.

Es soll diese Kanzelrede, die Empfindungen dankba-

rer Hochachtung ausdrücken, die ihr Verfasser, für

seinen unvergeßlichen Mitarbeiter an einer 'zahlreichen

Gemeinde hat.

Wir benutzen diese Gelegenheit, um vorläufig dem

Publikum eine Biographie des verewigten
Lava ter s anzukünden, die sein Freund und Tocl>-

tcrmann, der Pfarrer Geßner, der sich im Besitze

aller Papiere des Verstorbenen findet, bearbeitet, und

die-im Verlage der Steinerschen Buchhandlung M

Winterthur erscheinen wird.
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